
Zu Besuch bei  
der Wehrbeauf- 
tragten des Deut-
schen Bundestages, 
Dr. Eva Högl

Bundestag novelliert 
das Bundespersonal-
vertretungsgesetz

Seite 10 <

Seite 5 <

Nähe trotz Distanz
©

 sh
ut

te
rs

to
ck

.c
om

 /
 C

hr
is

tia
n 

D
ra

gh
ic

i

Mai 2021 • 60. Jahrgang Der Bundeswehrbeamte
Zeitschrift des Verbandes  
der Beamten und Beschäftigten 
der Bundeswehr

5
vbb magazin

5
vbb magazin





	< Editorial

Machtkämpfe und Kompetenzgerangel. 
Zumindest was das Testen betrifft, gibt 
es auch ressortintern einige Fortschritte, 
denn niemand will weiterhin auf diesen 
Pandemiewellen surfen, die Krankheit 
und Tod mit sich bringen. VBB und dbb 
befassen sich übrigens mit dem schwieri­
gen Thema „Infektion mit dem Corona­
virus SARS-CoV-2 und Dienstunfall bezie­
hungsweise Berufskrankheit“.

Lieber wäre mir allerdings, ich könnte 
hier von perfekt funktionierenden 
Teststrategien und Massenimpfungen 
berichten, mit denen Sie zukünftig 
geschützt sind.

Bis dahin müssen wir mit den Problemen 
umgehen und ich setze große Hoffnun­
gen in den Optimismus der Bundeswehr­
angehörigen, die immer wieder mit 
pragmatischen Lösungen überzeugen 
konnten. Vielleicht klappt das auch in 
diesem schwierigen Fall.

Sollten Sie allerdings wütend und verär­
gert sein, empfehle ich, dennoch die 
amtsangemessene Zurückhaltung nicht 
völlig außer Acht zu lassen. So berichtete 
der Kollege Wendt (Vorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerkschaft) im klei­
nen Kreis von Angehörigen des öffentli­
chen Dienstes mit grenzwertigen Aktio­
nen. Folgende Hinweise sollten deshalb 
beherzigt werden:

	< Teilnahme und Reden bei 
Querdenken-Demos

Beamtinnen und Beamte haben bei 
politischer Betätigung diejenige Mäßi­
gung und Zurückhaltung zu wahren, 

auf Wellen surfen, das klingt irgendwie 
nach kalifornischer Gelassenheit und 
coolem Lifestyle. Im kalten und grauen 
Deutschland geht derzeit die Gelassen­
heit verloren und Lifestyle findet gefühlt 
nicht statt. Wir surfen von der einen Pan­
demiewelle zur nächsten, hängen irgend­
welchen abstrakten Zahlen und Werten 
nach, die wir in medialem Dauerregen 
zu ertragen haben. Die Verunsicherung 
greift um sich, denn welchem Impfstoff 
kann man trauen, welche Strategie ist die 
richtige? Wo ist die motivierende Pers­
pektive, wo ist der ersehnte Silberstreif 
am Horizont? Streitende Politiker im 
Wahlkampfmodus verdrängen, dass wir, 
die Bürger dieses Landes, Impfstoff und 
Intensivbetten dringender benötigen als 
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die sich aus ihrer Stellung ge­
genüber der Allgemeinheit 
und aus der Rücksicht auf 
die Pflichten ihres Amtes er­
geben, § 60 Abs. 2 BBG be­
ziehungsweise § 33 Abs. 2 
BeamtStG. Verstößt eine Be­
amtin oder ein Beamter ge­
gen seine Pflicht, kann dies 
mit Disziplinarmaßnahmen 
geahndet werden. Insoweit 
müssen dem Dienstvorge­
setzten Tatsachen vorliegen, 
die den Verdacht eines 
Dienstvergehens (= schuld­
hafte Pflichtverletzung) 
rechtfertigen. Daher können 
Beamtinnen und Beamte an 
Querdenken-Demos teilneh­
men, müssen aber, insbeson­
dere wenn sie als Redner 
auftreten, die Pflicht zur po­
litischen Mäßigung einhal­
ten.

Dies sollte jedoch niemanden 
hindern, an genehmigten 
Versammlungen teilzuneh­
men oder Mitglied einer (er­
laubten) Partei zu sein, die 
nicht vom Verfassungsschutz 
beobachtet würde. Aufgabe 
der Mitgliedsgewerkschaften 
sei es, ihre Mitglieder immer 
wieder darauf aufmerksam 
zu machen, dass ihr Verhal­
ten ggf. Auswirkungen auf 
das Ansehen aller Beschäftig­
ten des öffentlichen Dienstes 
habe.

	< Mitgliedschaft in 
Whatsapp-Gruppen 
mit verfassungs
widrigem Inhalt

In Nordrhein-Westfalen sind 
im September 2020 fünf 
rechtsextreme Chatgruppen 
aufgedeckt worden, an denen 
29 Polizistinnen und Polizis­
ten beteiligt gewesen sein 
sollen. Alle seien suspendiert 
worden, gegen alle seien Dis­
ziplinarmaßnahmen eingelei­
tet worden. 14 Beamte sollen 
aus dem Dienst entfernt wer­
den. Gemäß einer Entschei­
dung des Verwaltungsge­
richtshofs Hessen (Beschluss 
vom 22. Oktober 2018 – 1 B 
1594/18) hat der Dienstherr 
die Pflicht, rechtsradikalen 

Strömungen frühzeitig ent­
gegenzutreten, weil sich 
Grundgesetz und freiheitli­
che-demokratische Grund­
ordnung als Gegenentwurf 
zur Willkürherrschaft des NS-
Regimes verstehen. Daher ist 
es gerechtfertigt, dass der 
Dienstherr auf die Verharmlo­
sung oder gar Billigung dieser 
Zeit besonders sensibel re­
agiert. Mit dieser Berechti­
gung für eine erhöhte Sensi­
bilität geht die Verpflichtung 
einher, den Vorwurf des Sym­
pathisierens mit oder des Re­
lativierens der Willkürherr­
schaft des NS-Regimes nicht 
vorschnell zu erheben. Bei der 
Mitgliedschaft in radikalen 
Chatgruppen sind folgende 
Voraussetzungen für eine 
Disziplinarmaßnahme nach 
zwei Entscheidungen des 
VG Düsseldorf (Beschluss 
vom 15. Dezember 2020 – 
Az.: 2 L 2370/20 und Be­
schluss vom 22. Oktober  
2020 – Az.: 2 L 1910/20) ent­
scheidend:

1. �Verfassungsfeindliche 
Inhalte

2. �Wahrnehmung des verfas­
sungswidrigen Inhaltes

3. �Keine Distanzierung von 
dem verfassungsfeind­
lichen Inhalt

Bei diesen Fällen ist beson­
dere Vorsicht geboten, denn 
das Verhalten von Dienst­
herren gegenüber Beschäf­
tigten ist teilweise mehr als 
kritisch, sofern nur eine 
irgendwie geäußerte Ver­
mutung hinsichtlich einer 
rechtsextremen Gesinnung 
bestehe. Die generell beste­
hende Unschuldsvermu­
tung würde häufig von der 
öffentlichen Diskussion in 
den Hintergrund gerückt. 
Teilweise würden von den 
Dienstherren bei ihren Be­
schäftigten im Rahmen von 
Ermittlungen andere Maß­
stäbe als bei anderen Ver­
dächtigten angelegt, so 
zum Beispiel im Bereich des 
Datenschutzes.

	< Positive  
Entwicklungen

Wenn Sie die Berichte im 
Heft verfolgen, sehen Sie ei­
nige positive Entwicklungen. 
So hat die AG Feuerwehr vir­
tuell getagt und ist dabei 
sehr strukturiert vorgegan­
gen. Das ist besonders lo­
benswert, denn es gibt ab­
sehbar große Veränderungen 
in der Organisation der Bun­
deswehrfeuerwehr, die der 
VBB im Interesse der betrof­
fenen Menschen aufmerk­
sam verfolgen wird.

Leider ist die Kontaktpflege 
pandemiebedingt sehr 
schwierig, dennoch ist es 
gelungen, zwischen den 
Corona-Wellen die Wehrbe­
auftragte des Deutschen 
Bundestages, Dr. Eva Högl, zu 
besuchen. Nach einem detail­
lierten Gespräch in freundli­
cher Atmosphäre verfestigte 
sich mein Eindruck, dass die 
amtierende Wehrbeauftragte 
und profilierte Innenpoliti­
kerin die zweifellos vorhan­
denen Probleme nicht nur 
beschreiben, sondern lö­
sungsorientiert angehen will. 
Ihr Interesse an der Bundes­
wehrverwaltung ist dabei 
mehr als hilfreich, und sehr 
gerne folge ich ihrer Anre­
gung, den Kontakt zwischen 
der Wehrbeauftragten und 
dem VBB weiter zu pflegen.

	< Öffentliche Beschaf-
fungen und Logistik

Wenn die Lage in der Pande­
mie nicht so ernst wäre, läge 
eine vergleichende Betrach­
tung nahe. Bei der Beschaf­
fung von dringend benötig­
ten Impfstoffen, bei denen 
der weltweiten Nachfrage 
ein Oligopol von wenigen An­
bietern gegenübersteht, hat 
sich Deutschland auf Europa 
verlassen und wirkt nun von 
guten Geistern verlassen. 
Eine mangelhafte Bedarfsde­
ckung mit umstrittenen Pro­
dukten, die zu spät beim Be­
darfsträger ankommen und 
absehbar viel Geld kosten? 

Im internationalen Vergleich 
dieser Beschaffungen läuft 
Deutschland seinem eigenen 
Anspruch hinterher. Das 
hat man schon an anderer 
Stelle gehört. Es gibt da 
wohl grundsätzliche Prob­
leme, das legen die Indizien 
nahe.

	< Das Beschaffungs
wesen der  
Bundeswehr

Wenn Politiker von der 
Bundeswehrverwaltung 
reden, kommt meist das 
Beschaffungswesen zur 
Sprache. Ob die in vielen 
Absichtserklärungen politi­
scher Parteien zu lesenden 
Maßnahmen tatsächlich 
alles zum Besseren entwi­
ckeln würden, kann lange 
diskutiert werden.

Gesund von innen, das ist 
ein Ansatz, der viel Geduld, 
tiefe Sachkenntnis und aus­
dauernde Experten benö­
tigt. Weniger Beratung, 
mehr Handlung, beides 
kann die schon eingetrete­
nen Verbesserungen weiter 
vorantreiben, denn der poli­
tische Druck ist hoch. Die 
Arbeitsgruppe Umsetzung 
BeschO (Optimierung der 
Beschaffungs- und Nut­
zungsorganisation) mit mir 
nicht unbekannten Protago­
nisten leistet viel Detailar­
beit, ohne das große Ganze 
aus den Augen zu verlieren. 
Ich danke den Kollegen für 
das offene Wort und wün­
sche viel Erfolg beim anste­
henden Vortrag vor unserer 
Bundesministerin Kramp-
Karrenbauer.

Sehr geehrte Leser, Sie sehen 
schließlich, wir surfen nicht 
genervt auf der Welle, wir 
versuchen, die notwendigen 
Dinge voranzubringen. 

Viel Spaß beim Lesen!

Dr. Hans Liesenhoff, 
Bundesvorsitzender
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Zu Besuch bei der Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages, Dr. Eva Högl
Auftragsgemäß ist die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages mit 
ihrem erfahrenen Mitarbeiterstab zuvorderst für Angelegenheiten unserer 
Soldaten/-innen zuständig, jedoch reicht ihr Einfluss weit über die Streitkräf­
te hinaus. Ihre besondere Stellung innerhalb des parlamentarischen Systems 
manifestiert sich einerseits in der Funktion als „Anwältin der Soldaten“ und 
andererseits in der parlamentarischen Kontrolle der Streitkräfte.

Die Bundeswehrverwaltung  
ist nicht nur bei der Bearbei­
tung von Eingaben an die 
Wehrbeauftragte beteiligt. 
Spätestens beim Blick auf die 
Zuständigkeitsfelder der „Big 
Four“, also BAAINBw, BAIUDBw,  
BAMADBw und last, but not 
least BAPersBw wird man auf 
viele bedeutende Schnittstel­
len zur Wehrverwaltung sto­
ßen, die selbstverständlich 
auch für die Wehrbeauftragte 
Dr. Högl von großem Interesse 
sind.

Dem Bundesvorsitzenden 
Dr. Liesenhoff kam es deshalb 
darauf an, den Gesprächsfaden 
zwischen VBB und dieser so 
wichtigen Institution auf per­
sönlicher Ebene fortzuführen, 
wozu auch der aktuelle Bericht 

der Wehrbeauftragten an den 
deutschen Bundestag einige 
Anknüpfungspunkte bot. Zur 
beiderseitigen Freude konnte 
zwischen den Lockdowns und 
Kontaktverboten der persön­
liche Gesprächstermin am 
Dienstsitz der Wehrbeauftrag­
ten des Deutschen Bundesta­
ges in Berlin realisiert werden.

	< Yes she can

Im Vorfeld der letzten Wahl 
zum/zur Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages 
kam es bekanntermaßen zu 
einigen Unstimmigkeiten. 
Kalter Kaffee soll hier nicht auf­
gewärmt werden, aber „be­
sorgte“ Kritiker hatten so ihre 
Probleme mit „Frau, unge­
dient, keine Verteidigungspo­

litikerin“. Dennoch konnten 
auch diese Kritiker MdB Dr. 
Högl das ausgeprägte innen­
politische Profil nicht abspre­
chen. Heute wissen wir mehr, 
Dr. Högl hat in der Bundes­
wehr deutlich Flagge gezeigt, 
allen pandemischen Ein­
schränkungen zum Trotz. Ihr 
Wort hat Gewicht, ihr Rat wird 
gesucht. Der aktuelle Jahres­
bericht der Wehrbeauftragten 
an den Deutschen Bundestag 
ist tiefgründig und konstruk­
tiv, die seit dem Amtsantritt 
andere Perspektive ist erfri­
schend und hilfreich, das La­
gebild ist kritisch und nach­
vollziehbar beschrieben.

Nach der gewünschten Charak­
terisierung des VBB wurde 
durch den Bundesvorsitzenden 

das Kernthema jedes/jeder 
Wehrbeauftragten angespro­
chen.

	< Die Innere Führung

Der Bundesvorsitzende sieht 
mit großer Sorge die promi­
nenten Verstöße gegen die 
Grundsätze der Inneren Füh­
rung beispielsweise bei poli­
tischem Extremismus oder 
Munitionsdiebstahl. Das Fehl­
verhalten weniger Uniformträ­
ger schmälert die gebührende 
Anerkennung, die Wertschät­
zung und den Respekt gegen­
über vielen engagierten Ange­
hörigen der Bundeswehr, wie 
leider zu erfahren ist. Aller­
dings kann im gleichen Atem­
zug aus dem Jahresbericht zu­
stimmend zitiert werden: „Die 
ganz große Mehrheit der Sol­
datinnen und Soldaten vertritt 
und verteidigt die gemeinsa­
men Werte und Prinzipien un­
seres Grundgesetzes und han­
delt danach im Inland wie in 
den Auslandseinsätzen.“

Es bleibt zu hoffen, dass die 
eingeleiteten Verbesserungen 
zur Durchführung der Inneren 
Führung schneller ihre Wir­
kung entfalten, denn der 
Image- und Vertrauensscha­
den für unsere gesamte Bun­
deswehr ist beträchtlich und 
wirkt sich negativ auf die un­
entbehrliche Nachwuchsge­
winnung von qualifizierten 
und geeigneten Bewerbern/ 
-innen am hartumkämpften 
Arbeitsmarkt aus.

	< Die Wehrverwaltung 
– Serviceprovider auf 
Augenhöhe

Die Innere Führung ist jedoch 
nur ein Mosaikstein, wenn 
auch ein bestimmender Mo­
saikstein im Gesamtbild der 
Wehrbeauftragten. Selbstver­
ständlich hat sie die gesamte 
Bundeswehr im Blick, also auch 
die zivile Bundeswehrverwal­

	< Bundesvorsitzender Dr. Liesenhoff zu Besuch bei der Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages Dr. Högl
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tung. Dieser Aspekt bildete 
den Schwerpunkt im weiteren 
Gesprächsverlauf.

Einsatzfähige deutsche Streit­
kräfte kann es nur mit einer 
facettenreichen Wehrverwal­
tung auf Augenhöhe geben. 
Die Wehrverwaltung hat den 
verfassungsgemäßen Auftrag, 
die begründeten Wünsche des 
Bedarfsträgers innerhalb des 
möglichen Rahmens zu erfül­
len, was bekanntermaßen der 
Quadratur des Kreises ent­
spricht. Die seit Jahren beste­
henden Probleme der Bundes­
wehr bleiben aktuell: Zu wenig 

Material, zu wenig Personal, zu 
viel Bürokratie, zu viel politi­
sche Inszenierung und zu viele 
Skandalisierungen von bun­
deswehrinternen Prozessen. 
Darüber sind nicht nur Solda­
ten/-innen unzufrieden, auch 
die Kollegen/-innen der Wehr­
verwaltung wünschen sich 
mehr Fortschritt und weniger 
Schuldzuweisungen.

Die Wehrbeauftragte Dr. Högl 
berichtete allerdings auch von 
zahlreichen Beispielen guter 
Praxis, von positiven Entwick­
lungen, von dem, was auf ei­
nem guten Weg ist, und von 

dem, was unsere Bundeswehr 
auszeichnet. Im Gespräch zeig­
te sie den internen wie exter­
nen Handlungsbedarf aus ihrer 
Perspektive auf, was der Bun­
desvorsitzende Dr. Liesenhoff 
sehr begrüßte. Er regte an, sie 
möge sich neben den Truppen­
besuchen weiterhin Zeit für 
Informationsbesuche in der 
Wehrverwaltung nehmen, um 
den frischen Blick auf das Gan­
ze beizubehalten.

	< Fazit

Die Wehrbeauftragte des 
Deutschen Bundestages 

Dr. Högl, nahm sich viel Zeit für 
den VBB und überzeugte mit 
detaillierten Kenntnissen über 
den zivilen Teil der Bundeswehr. 
Mit ihrer herausragenden Mul­
tiplikatorfunktion kann sie we­
sentlich dazu beitragen, dass 
sinnvolle Entscheidungen zur 
Weiterentwicklung der Bun­
deswehr getroffen werden, 
jenseits der aktuellen Wahl­
kampfrituale. Das hilft allen 
Menschen in der Bundeswehr.

Der Bundesvorsitzende Dr. Lie­
senhoff nahm das freundliche 
Angebot gerne an, diesen Dia­
log fortzuführen.�

Evolution statt Revolution:  
Kann sich die Beschaffungsorganisation  
von innen heraus optimieren?
Eigentlich ist die Organisation der Bundeswehr so aufgebaut, dass sie sich 
der äußeren Entwicklung anpassen kann. In den meisten Fällen funktioniert 
das unauffällig und kontinuierlich, häufig unterstützt durch eine temporäre 
Arbeitsgruppe, dem Zeitgeist entsprechend gerne Taskforce genannt. Im 
Idealfall legen kundige Experten nach genauer Analyse des Sachstands und 
Synthese aller Fakten eine Beschlussempfehlung vor. Die wahre Kunst dabei 
ist, die tatsächlich erforderlichen Maßnahmen zu entwickeln und diese auch 
umsetzen zu können, damit echte Verbesserungen spürbar werden. Dazu 
liegt ein breites Erfahrungsspektrum aus vielen Projekten vor, nicht immer 
positiv bewertet. An dieser Stelle stellen wir einen hochaktuellen, an­
spruchsvollen Weg vor. Wer nicht betroffen ist, sollte dennoch aufmerksam 
lesen, denn: heute die, morgen Sie?

	< Die Langzeitbaustelle 
Beschaffung

Im Glauben an eine einfache 
Lösung haben sich schon viele 
Prominente und Experten am 
vielschichtigen Thema Be­
schaffung versucht, konnten 
aber die hohen Erwartungen 
aus verschiedenen Gründen 
meist nicht erfüllen. Über die 
spannende Entwicklung der 
letzten Jahre hat der VBB an 
dieser Stelle immer wieder be­
richtet, denn es geht nicht nur 
um Prozesse und Verfahren, es 
geht natürlich um Organisati­
on und Personal. Gerade das 
betroffene Personal hatte viel 
zu ertragen, wurde verunsichert 
und teilweise seitens der Politik 
diskreditiert. Der VBB ist diesem 
Verhalten wiederholt entge­
gengetreten, denn bei uns wird 
der anonyme Begriff Personal 
zu individuellen Menschen.

	< Bei der Abschlussbesprechung zum 
Interview: die Herren Puschmann, 
Fühner, Lichtmeß und Dr. Liesen­
hoff (von links)
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Die Zukunft der  
Bundeswehr und  
die Zukunft der  
Beschaffung

Nach dem Interview mit der 
Präsidentin des BAAINBw hat 
der Bundesvorsitzende Dr. Lie-
senhoff mit der AG Umsetzung 
BeschO (Optimierung der Be­
schaffungs- und Nutzungsorga­
nisation) Kontakt aufgenom­
men. An deren Vorschlägen ist 
die Bundesministerin der Ver­
teidigung, Kramp-Karrenbauer, 
wiederum interessiert, denn sie 
will die Ergebnisse dieser Ar­
beitsgruppe in die zukünftige 
Ausrichtung der Bundeswehr 
einfließen lassen. Hervorzuhe­
ben ist dabei der entscheidende 
Punkt, dass interne, bodenstän­
dige Kenner der Materie ganz 
gezielte Maßnahmen vorschla­
gen. Nach dem ganzen hoch­
fliegenden Beraterzauber der 
vergangenen Jahre darf das als 
großer Vertrauensvorschuss in 
das eigene Personal gewertet 
werden.

	< Infokasten – die AG 
Umsetzung BeschO

Ziel ist es, dass Soldatinnen und 
Soldaten die benötigte Ausstat­
tung künftig schneller, einfa­
cher und zielgenauer erhalten. 
Die bis Ende 2021 ins Leben ge­
rufene AG Umsetzung BeschO 
(Optimierung der Beschaf­
fungs- und Nutzungsorganisa­
tion) setzt dazu die durch die 
Bundesministerin der Verteidi­
gung am 19. September 2019 
gebilligten 58 Maßnahmen der 
Taskforce BeschO um. Die ein­
zelnen Maßnahmen wurden 
hierzu auf zehn sogenannte In­
tegrierte Projektteams verteilt, 
welche im BMVg und im BA­
AINBw verortet sind. Die Ver­
antwortung für das Gesamt­
projekt liegt dabei bei der 
Präsidentin des BAAINBw und 
den Abteilungsleitern der Ab­
teilungen Ausrüstung und Cy­
ber-/Informationstechnik im 
BMVg. Neu ist dabei die Einbin­
dung der Interessenvertretun­
gen im Rahmen der „Begleiten­
den Beteiligung“. Hierfür wurde 
eine Vereinbarung zwischen 

Herrn Staatssekretär Zimmer 
und den beteiligten Interessen­
vertretungen geschlossen, wel­
che eine vertrauensvolle und 
konstruktive Zusammenarbeit 
im Sinne aller Beschäftigten im 
Projekt ermöglichen soll.

Detaillierte Informationen zur 
AG und den Sachständen der 
einzelnen Maßnahmen finden 
Angehörige der Bundeswehr im 
WikiBw unter dem Schlagwort 
„BeschO“. Interessierte außer­
halb der Bundeswehr finden 
detaillierte Informationen in 
den veröffentlichten Berichten 
des Bundesministeriums der 
Verteidigung zu Rüstungsange­
legenheiten (kurz: Rüstungsbe­
richten).

	< Interview Brigadege-
neral Thorsten Pusch-
mann (Projektleiter) 
und DirBAAINBw 
Harald Lichtmeß (Leiter 
Sekretariat AG Umset-
zung BeschO) mit VBB-
Vorsitzendem Dr. Hans 
Liesenhoff

Herr Puschmann, Herr Lichtmeß, 
zunächst herzlichen Dank für 
Ihre Bereitschaft zu diesem In-
terview. Ihre Arbeit in der AG 
Umsetzung BeschO wird mit 
großem Interesse verfolgt. Ge-
ben Sie uns doch bitte zunächst 
einen kurzen Überblick zum 
Stand der Aktivitäten.

Seit Oktober 2019 läuft die Um­
setzungsphase des Projektes 
„Untersuchung und Optimie­
rung der Beschaffungs- und 
Nutzungsorganisation“. Viele 
wichtige Schritte und erste Er­
folge durch Veränderungen in 
der gesamten Beschaffungs- 
und Nutzungsorganisation sind 
durch die Integrierten Projekt­
teams (IPT) erreicht worden. Ich 
möchte allen Beteiligten an die­
ser Stelle für ihre engagierte 
Mitarbeit danken! Wir haben 
mehr als die Hälfte des Weges 
als Arbeitsgruppe hinter uns 
und im April 2021 der Bundes­
ministerin der Verteidigung ei­
nen Zwischenbericht vorgelegt. 
Mit Maßnahmen wie der Ein­
richtung einer übergeordneten 

Entscheidungsstelle im CPM-
Verfahren, der Etablierung so­
genannter Clusterprogramme 
für IT-Services zur Strukturie­
rung der IT-Beschaffung und der 
Einrichtung von Beauftragten 
für die Nutzung konnten wir 
zum Beispiel bereits eine ver­
besserte Steuerung und Priori­
sierung der Projekte erreichen. 
Auch die schnelle Deckung per­
soneller Vakanzen wird kurz- bis 
mittelfristig helfen. Hier sind 
Maßnahmen wie die Auswei­
tung von Direkteinstellungen 
inklusive der Möglichkeiten zur 
schnelleren Einarbeitung, das 
Angebot zur Hinausschiebung 
des Ruhestands, die erhöhte 
Gewinnung von Reservisten­
dienstleistenden oder die zeit­
weilige personelle Unterstüt­
zung aus den militärischen 
Organisationsbereichen als Er­
folge zu nennen. Damit die Rea­
lisierung von Projekten besser 
vorangetrieben werden kann, 
haben wir die Arbeitsumgebung 
für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter verbessert und Pro­
zesse optimiert. Die Moderni­
sierung der Arbeitsausstattung 
mit bspw. neuer IT, flexible 
Möglichkeiten der Arbeitszeit­
gestaltung, aber auch die weite­
re Optimierung des Prozesses 
der Vertragsbearbeitung sind 
nur einige Dinge, die in Angriff 
genommen wurden. Erste Erfol­
ge werden bereits sichtbar. Da 
wollen wir jetzt dranbleiben.

Herr Lichtmeß, welche positiven 
und vielleicht auch negativen 
Erfahrungen haben Sie in Ihrer 
Arbeit mit der AG Umsetzung 
BeschO gemacht?

Die gemeinsame, offene und 
zielstrebige Arbeit in den Pro­
jektteams, ist für mich ein ex­
trem positiver Aspekt meiner 
täglichen Arbeit. Die Kollegin­
nen und Kollegen, Kameradin­
nen und Kameraden in Koblenz, 
aber auch im gesamten Ge­
schäftsbereich und dem Minis­
terium haben bereits jetzt 
vieles erreicht, indem sie ge­
meinsam an die Sache range­
gangen sind. Auch die Inte­
ressenvertretungen, die uns 
begleiten, unterstützen uns mit 

ihrer Fachexpertise. Nach fast 
vier Jahrzehnten Dienst im Be­
schaffungsamt der Bundeswehr 
ist mir klar, dass Veränderungen 
in einem solch dynamischen 
Umfeld immer erforderlich sind, 
diese aber ohne die Betroffenen 
im Amt und ohne die vielen Be­
teiligten in der gesamten Bun­
deswehr niemals nachhaltig er­
reicht werden können. Es ist 
daher wichtig, das Wissen der 
Expertinnen und Experten vor 
Ort zu nutzen und diese bei den 
Problemlösungen eng mit ein­
zubinden. Darüber hinaus lebt 
das Veränderungsmanagement 
von Transparenz, damit sich 
jede Mitarbeiterin und jeder 
Mitarbeiter mitgenommen 
fühlt. Dies ist aus meiner Sicht 
etwas, was in der gesamten AG 
umgesetzt werden konnte. Wir 
legen unsere Arbeit und unsere 
Arbeitsergebnisse immer offen, 
sodass jeder die Möglichkeit hat 
sich zu informieren.

Aber wo Sonne ist, da ist erfah­
rungsgemäß auch Schatten. 
Veränderungen benötigen Zeit 
und müssen auf Akzeptanz bei 
den Menschen stoßen. Es muss 
in den Köpfen ankommen. Dies 
ist natürlich generell schon ein 
großer Akt. Aber gerade in ei­
nem doch eher trägeren Sys­
tem, wie es bei großen Unter­
nehmen oder einer großen 
Behörde der Fall ist, manchmal 
etwas müßig. Hinzu kommt die 
Komplexität mit Aufbau- und 
Ablauforganisation. Allerdings 
verspüre ich bei meiner Arbeit 
in der AG Umsetzung BeschO 
einen ganz deutlichen Mentali­
tätswandel. Die Mehrheit der 
Beteiligten ist sich bewusst, 
dass Veränderungen notwen­
dig sind, wenngleich der Weg 
dahin auch oft mit Unsicherhei­
ten und Ängsten verbunden ist. 
Umso wichtiger ist es, den Fak­
tor „Mensch“ in den Mittel­
punkt zu stellen.

Herr Puschmann, was ist aus  
Ihrer Sicht noch zu tun – was 
sind die nächsten Schritte?

Wir haben noch einige offene 
Baustellen, welche wir dieses 
Jahr mit ganzer Kraft angehen 
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werden. Das sind insbesondere 
Maßnahmen, die eher mittel­
fristig umgesetzt werden. Wir 
dürfen nicht vergessen: Wir 
planen und setzen während des 
laufenden Betriebs um. Dieser 
darf nach Möglichkeit keine bis 
kaum Beeinträchtigungen 
durch unsere Arbeit erfahren. 
Zu diesen Maßnahmen zählen 
beispielsweise die Etablierung 
des Forderungscontrollings, die 
Ausgestaltung einer Beschaf­
fungsstrategie für den gesam­
ten Rüstungsbereich mit allen 
Beschaffungsvarianten sowie 
diverse Maßnahmen zum Ein­
kaufBw.

Herr Lichtmeß, wie müssen wir 
uns die Arbeit der Integrierten 
Projektteams intern und mit 
dem Sekretariat vorstellen?

In den IPT der AG, die im 
BAAINBw und im BMVg etab­
liert wurden, wird die Kernar­
beit in der Maßnahmenumset­
zung geleistet. Sie meistern 
damit den Kraftakt, der hinter 

diesem ambitionierten Vor­
haben mit den unzähligen 
Schnittstellen in die gesamte 
Bundeswehr steckt. Herauszu­
heben ist dabei, dass die Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter 
dieser speziellen IPT all dies im 
Nebenamt bewältigen, also ne­
ben ihren originären Aufgaben. 
Einzig die Kolleginnen und Kol­
legen sowie Kameraden im Se­
kretariat der AG sind hauptamt­
lich mit der Koordination und 
Steuerung des Projektes beauf­
tragt. Hinzu kommt das Novum 
der begleitenden Beteiligung 
der Interessenvertretungen, 
welche bei dem ein oder ande­
ren Verantwortlichen sicherlich 
zunächst mehr Fragen als Ant­
worten erzeugt hat. Auch hier 
musste es zu Veränderungen im 
Denken kommen. Und mittler­
weile wird dieser Aspekt als Be­
reicherung empfunden. Das uns 
selbst gesetzte Transparenzge­
bot in alle Richtungen bringt 
eine weitere Herausforderung 
für die Kommunikation mit sich, 
der sich alle Beteiligten gerne 

stellen. Diese Transparenz gibt 
der AG auch die Möglichkeit, 
das zwingend notwendige ge­
meinsame Verständnis für das 
weitere Vorgehen zu erreichen, 
von der politischen Leitung im 
BMVg bis zu den umsetzenden 
Fachbereichen in der Fläche. Sie 
sehen, neben der herausfor­
dernden Sacharbeit an den Ein­
zelthemen bringt die Arbeit in 
der AG auch viele übergreifende 
Aufgaben mit sich.

Herr Puschmann, wie sieht für 
Sie die Zukunft des Rüstungs- 
und Nutzungsbereiches aus?

Durch die gute und zielgerichte­
te Arbeit aller Beteiligten haben 
wir bereits viel erreicht. Für 
mich ist klar, dass wir den Weg 
jetzt geebnet haben und diesen 
nun unermüdlich beschreiten 
müssen, um unsere Ziele zu er­
reichen. Nur durch die Umset­
zung der Maßnahmen und das 
Nachhalten der Meilensteine 
können wir erfolgreich die ma­
terielle Einsatzbereitschaft der 

Bundeswehr nachhaltig erhö­
hen und den Beschaffungspro­
zess optimieren. Es ist unsere 
Absicht, dass alle Soldatinnen 
und Soldaten ihre Ausstattung 
schneller, einfacher und zielge­
nauer erhalten. Im Umkehr­
schluss bedeutet dies aber 
auch, dass sich daran alle betei­
ligen müssen. Denn nur ge­
meinsam, über alle Hierarchie­
ebenen hinweg, schaffen wir es. 
Und wenn ich sage alle, dann 
meine ich nicht nur die Men­
schen im BAAINBw. Es sind alle 
Stakeholder gefordert, die An­
teil an einer Beschaffung haben.

Einen Aspekt dürfen wir hier 
aber nicht aus den Augen ver­
lieren. Denn zur Wahrheit ge­
hört auch, dass Veränderungen 
nur im vorgegebenen gesetzli­
chen Rahmen möglich sind, 
wie z. B. dem Haushalts- oder 
dem Beschaffungsrecht. Hier 
sollten wir allerdings den ge­
setzten Rahmen umfassend 
ausschöpfen und nicht selbst 
begrenzen.�
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Anpassung der Bundesbesoldung  
und -versorgung
Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen 
Gesetzentwurf „zur Anpassung der Bundesbesol­
dung und -versorgung für 2021/2022“ vorgelegt, 
der am 22. April 2021 erstmals auf der Tagesord­
nung des Bundestagsplenums stand.

Damit sollen die Dienst- und 
Versorgungsbezüge im Bund 
unter Berücksichtigung des Ta­
rifabschlusses vom 25. Oktober 
vergangenen Jahres für die 
Tarifbeschäftigten des öffentli­
chen Dienstes des Bundes an 
die Entwicklung der allgemei­
nen wirtschaftlichen und fi­
nanziellen Verhältnisse ange­
passt werden.

Dazu sieht die Vorlage eine li­
neare Anhebung der Dienst-, 

Anwärter- und Versorgungs­
bezüge zum 1. April 2021 und 
zum 1. April 2022 vor, mit der 
„das Ergebnis der Tarifverhand­
lungen für den öffentlichen 
Dienst vom 25. Oktober 2020 
zeitgleich und systemgerecht“ 
übernommen wird. Die Erhö­
hung im laufenden Jahr be­
rücksichtigt den Angaben zu­
folge einen Abzug zugunsten 
der Versorgungsrücklage in 
Höhe von 0,2 Prozentpunkten. 
Dementsprechend erhöhen 

sich die Dienst- und Versor­
gungsbezüge laut Bundes­
regierung im Ergebnis zum  
1. April 2021 um 1,2 Prozent 
und zum 1. April 2022 um 
1,8 Prozent. Von der Erhöhung 
zum 1. April 2021 um 1,2 Pro­
zent sind Besoldungs- 
empfänger der  

Besoldungsgruppen B 11 und 
R 10 der Vorlage zufolge ausge­
nommen.

Quelle: 
Deutscher Bundestag 

Parlamentsnachrichten 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin

Bundestag novelliert das 
Bundespersonalvertretungsgesetz
Der Bundestag hat am Donnerstag, 22. April 2021, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur No­
vellierung des Bundespersonalvertretungsgeset­
zes“ (19/26820) beschlossen. Für den Entwurf in 
einer vom Ausschuss geänderten Fassung stimm­
ten die Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und 
FDP, dagegen die Fraktion Die Linke. Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich der Stimme. 
Dazu lag auch eine Gegenäußerung der Bundesre­
gierung (19/26917) zur Stellungnahme des Bun­
desrates vor. Der Abstimmung lag eine Beschluss­
empfehlung des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (19/28839) zugrunde.

	< Vorhaben aus dem 
Koalitionsvertrag

Mit der Novellierung des zu­
letzt 1974 reformierten Bun­
despersonalvertretungsgeset­
zes will die Bundesregierung 
ein Vorhaben aus dem Koaliti­
onsvertrag umsetzen. Der 

Gesetzentwurf lege den 
Grundstein für ein modernes 
Personalvertretungsrecht des 
Bundes, verbessere die Hand­
lungsmöglichkeiten der Perso­
nalvertretungen und stärke 
die Mitsprache der Beschäf­
tigten in wichtigen Bereichen, 
heißt es.

Einen Schwerpunkt der Novelle 
bildet nach Auskunft der Bun­
desregierung die Digitalisie­
rung der Personalratsarbeit. 
Die Durchführung von Perso­
nalratssitzungen mittels Vi­
deo- oder Telefonkonferenzen 
mache moderne Sitzungsfor­
mate auch für die Personalrats­
arbeit rechtssicher nutzbar. Be­
teiligungsverfahren könnten 
künftig ausschließlich elektro­
nisch erfolgen. Zur frühzeitigen 
Erörterung ressortübergreifen­
der Digitalisierungsprozesse 
werde die Arbeitsgemeinschaft 
der Hauptpersonalräte institu­
tionalisiert.

	< Mitsprache bei flexib-
len Arbeitszeiten und 
mobilem Arbeiten

Daneben soll die Novelle die 
Mitsprache der Personalvertre­
tungen bei flexiblen Arbeitszei­
ten und mobilem Arbeiten, der 

Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, bei Fragen des Gesund­
heits- und Arbeitsschutzes und 
bei Privatisierungen stärken.

Mit Übergangspersonalräten 
sollen die Beschäftigteninter­
essen bei Umstrukturierungen 
von Behörden gesichert wer­
den. „Durch die grundlegende 
Neustrukturierung wird das 
Gesetz überdies deutlich an­
wenderfreundlicher“, schreibt 
die Bundesregierung.

Quelle: 
Deutscher Bundestag 

Parlamentsnachrichten 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin
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